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Binnenmarkt: 
Europas Herzstück verwirklichen, offene Grenzen be-

wahren

Der Europäische Binnenmarkt ist Herzstück 

und Antrieb für die europäische Wirtschaft. 

Als größter Binnenmarkt der Welt bietet er 

ein beispielloses Potenzial. Er fördert die 

wirtschaftliche Zusammenarbeit und Wohl-

stand im Inneren der EU und stärkt ihre Sou-

veränität und Wettbewerbsfähigkeit nach 

außen.  

Aus Sicht der deutschen gewerblichen Wirt-

schaft ist der EU-Binnenmarkt jedoch noch 

immer nicht vollendet, sondern an vielen 

Stellen weiterhin fragmentiert. Damit der 

freie grenzüberschreitende Verkehr von Wa-

ren, Dienstleistungen und Kapital auch zwi-

schen den Mitgliedstaaten in der Praxis gut 

funktioniert, gilt es noch immer vielfältige 

verbleibende Barrieren und Hindernisse ab-

zubauen. Der Binnenmarkt als freier und in-

tegrierter gemeinsamer Markt ist für sich ein 

ausdrückliches Ziel der Union und sollte nicht 

zur Erreichung von sonstigen Zielen der EU 

instrumentalisiert oder beschränkt werden. 

Folgende Leitlinien sollten das wirtschafts-

politische Handeln bestimmen: 

• Den Binnenmarkt als freien Markt erhalten

(EU)

• Offene Grenzen wahren und Einschränkun-

gen des Binnenmarktes minimieren (EU)

• Außergerichtliche Streitbeilegung ermögli-

chen (DE+EU)

• Binnenmarkt nicht mit politischen Zielen

überfrachten (EU)

• Sicherung der Subsidiarität auch bei den

Handlungsformen (EU)

• Das Subsidiaritätsprinzip und den Grundsatz

der Verhältnismäßigkeit stärken (EU)

• Den freien Wettbewerb besser schützen

(EU)

• Die Umsetzung von europäischem Recht

rechtssicher und verhältnismäßig gestalten

(DE+EU)

• Bürokratieabbau und Harmonisierung tech-

nischer Standards für einen Dienstleistungs- 

und Warenverkehr ohne Beschränkungen

vorantreiben (EU)

• Die digitale Verknüpfung von Verwaltungs-

verfahren vorantreiben (DE+EU)

• Effektiver Investitionsschutz stärkt den Bin-

nenmarkt und nutzt der Nachhaltigkeit (EU)

zum Feedback-Formular

https://www.ihk.de/rheinhessen/standort/wirtschaftspolitik/beteiligungsportal/beteiligung-wipos-4889876
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Den Binnenmarkt als freien Markt erhalten 

(EU)  

Das volle Potenzial des EU-Binnenmarkt 

kann sich dann entfalten, wenn die EU und 

die Mitgliedstaaten sich wieder auf den dem 

Binnenmarkt zugrundeliegenden Kerngedan-

ken besinnen – einer offenen Marktwirt-

schaft mit freiem Wettbewerb. Damit unver-

einbar sind alle Instrumente einer regulierten 

Wirtschaft, bspw. die Bildung strategischer 

Reserven im Zugriff der EU, die Erstellung 

von Verzeichnissen der wichtigsten Wirt-

schaftsteilnehmer, die Pflicht zur Annahme 

prioritärer Aufträge und an Unternehmen ge-

richtete verpflichtende Auskunfts- und In-

formationsersuchen. Diese Tendenzen wer-

den von vielen Unternehmen kritisch gese-

hen. Auch und gerade in potenziell bevorste-

henden Krisenzeiten gilt es so weit wie mög-

lich auf Freiwilligkeit zu setzen. Instrumente 

zur Bewältigung von zukünftigen Krisen 

müssen effektiv und verhältnismäßig gestal-

tet sowie umgesetzt werden.  

Offene Grenzen wahren und Einschränkun-

gen des Binnenmarktes minimieren (EU) 

Offene Grenzen innerhalb der Europäischen 

Union bleiben wichtigste Voraussetzung für 

die Vollendung des Binnenmarkts. Aus-

nahmsweise notwendige Grenzkontrollen, 

etwa im Schengen-Raum, sollten den grenz-

überschreitenden Verkehr von Unternehmen 

möglichst wenig einschränken. Eine kom-

plette Grenzschließung, wie zu Beginn der 

Corona-Pandemie im Frühjahr 2020, darf 

sich nicht wiederholen. Gemeinsames Ziel 

von Union und Mitgliedstaaten sollte es sein, 

Diskriminierungen und Beschränkungen für 

den freien Waren-, Dienstleistungs-, Perso-

nen- und Kapitalverkehr abzubauen. Die 

hierfür eingesetzte „Single Market 

Enforcement Taskforce“ (SMET) sollte ergeb-

nisorientiert, transparent und unter enger 

Einbindung von Stakeholdern aus der Wirt-

schaft arbeiten. 

Außergerichtliche Streitbeilegung ermögli-

chen (DE+EU) 

Der Wettbewerb gilt auch für die komple-

mentären Optionen der Streitbeilegung: Ne-

ben der durch das Rechtsstaatsprinzip si-

chergestellten staatlichen Gerichtsbarkeit 

sollten Verbrauchern und Unternehmen auch 

alternative Formen der Streitbeilegung als 

Option zur Verfügung gestellt werden, wobei 

auch hier der Zugang zum EuGH möglich sein 

sollte. Die Reform der ADR-Richtlinie über 

„Alternative Dispute Resolution“ verfolgt 

diese Ziele bereits teilweise. Das Prinzip der 

Freiwilligkeit gilt es aber auch auf dem Ge-

biet der alternativen Streitbeilegung zu er-

halten. Obligatorische Schlichtungsverfahren 

sind hiermit z. B. ebenso unvereinbar wie 

einseitige Kostentragungspflichten. 

Binnenmarkt nicht mit politischen Zielen 

überfrachten (EU) 

Die EU ist eine Rechtsunion – der Binnen-

markt kann sich nur durch klare rechtliche 

Maßgaben entfalten. Die Überfrachtung der 

wirtschaftlichen Grundfreiheiten mit gesell-

schaftlichen oder sich wandelnden politi-

schen Zielen wird in der Wirtschaft ganz 

überwiegend sehr kritisch gesehen.  

Binnenmarktpolitik sollte sich auf den Kern 

des Marktes konzentrieren. Beispielhaft da-

gegen steht die Regulierung der Sorgfalts-

pflichten in der Lieferkette., Diese solle der 

EU zufolge allein den Binnenmarkt verwirkli-

chen soll (vgl. Kapitel „Corporate Social 

Responsibility“). Daher wurde die Binnen-

marktnorm des Artikel 114 AEUV als 
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Rechtsgrundlage gewählt und nicht die Nor-

men des Außenhandels, obwohl nahezu aus-

schließlich internationale Handlungen be-

troffen sind. Insbesondere der zu erwartende 

hohe bürokratische Aufwand die aufgewor-

fenen Haftungsfragen und absehbaren Pro-

zesse werden vom Großteil der Wirtschaft als 

ernstzunehmende Probleme wahrgenom-

men.  

Besorgniserregend ist insbesondere, dass der 

Binnenmarkt von der EU selbst nicht mehr als 

Ort rechtmäßigen Handelns angesehen wird, 

sondern sich die Sorgfaltspflichten auch auf 

jeden Handel in der EU beziehen und „Safe-

Harbour“-Regelungen abgelehnt werden. 

Hier gilt es mindestens zeitnah nachzubes-

sern und eine praktisch handhabbare Lösung 

zu finden. 

Konzeptideen, die sich auf den Kern des Bin-

nenmarktes auswirken, wie die einer weite-

ren, „5. Grundfreiheit“ für den Binnenmarkt, 

z. B. für Daten oder allgemeiner „Wissen“, 

sind mit großen rechtlichen Unsicherheiten 

verbunden und sollten nicht zu einer noch 

stärkeren Politisierung des EU-Binnenmark-

tes führen. Der Binnenmarkt ist primär als 

freier Markt zu bewahren und fortzuentwi-

ckeln.  

Sicherung der Subsidiarität auch bei den 

Handlungsformen (EU) 

Noch immer sind grenzüberschreitend tätige 

Unternehmen zahlreichen Barrieren und Hin-

dernissen ausgesetzt.1 Auch braucht die EU 

bei vielen neuen Entwicklungen gemeinsame 

Regeln, um gleiche Wettbewerbsbedingun-

gen für alle sicherzustellen. Die Harmonisie-

rung von nationalen Regelungen und die 

 
1 Siehe DIHK-Umfrage zu Binnenmarkthin-

dernissen 2024 

Angleichung technischer Standards kann zur 

Herstellung eine „level playing fields“ beitra-

gen.  

Harmonisierung darf dabei jedoch nicht zum 

Selbstzweck werden. Sie fördert dann den 

Binnenmarkt, wenn der wirtschaftliche Nut-

zen neuer einheitlicher EU-Regelungen hö-

her ist als die damit entstehenden Kosten 

und Pflichten. Dies gilt z. B. auch für das In-

solvenzrecht, mit dessen angestrebter voll-

ständiger Harmonisierung letztlich eigen-

ständige Politikziele verfolgt werden, die al-

lenfalls einen untergeordneten Bezug zum 

Funktionieren des Binnenmarkts aufweisen. 

Notwendig ist, soweit erforderlich, immer 

eine gezielte sektorspezifische Harmonisie-

rung. Dabei sind mitgliedstaatliche Hand-

lungsräume schützenswert – vielfach bedarf 

es nur besserer und einheitlicher Umsetzung 

z. B. von Richtlinien, nicht jedoch unmittel-

bar anwendbarer und zwingender europäi-

scher Normierung und damit verbundener 

behördlicher, vielfach europäischer Kon-

trolle.  

Der kumulative Effekt einzelner Regelungen, 

die für sich genommen gute Ziele verfolgen 

mögen, erdrückt die Unternehmen zuneh-

mend– insbesondere im Bereich der Nach-

haltigkeit und im Zusammenhang mit Be-

richtspflichten. Auch müssen Gesetzge-

bungsvorhaben besser auf ihre Kohärenz mit 

bestehenden und geplanten Initiativen un-

tersucht werden (vgl. Kapitel „Bürokratieab-

bau und Besseres Recht“). 

Das Subsidiaritätsprinzip und den Grund-

satz der Verhältnismäßigkeit stärken (EU) 

https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6127878/ef20e9677d4f267e786a8ab2f2d88d95/eu-binnenmarkthindernisse-data.pdf
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6127878/ef20e9677d4f267e786a8ab2f2d88d95/eu-binnenmarkthindernisse-data.pdf
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Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten 

allein begründen keine europäischen Ein-

griffe in die nationalen Rechts- und Wirt-

schaftssysteme.  

Die Binnenmarktnorm des Artikel 114 AEUV 

darf nicht zur Generalklausel werden, mit der 

die EU jeden Wirtschaftsbereich, auch soweit 

sie nur Koordinierungskompetenz wie etwa 

im Gesundheits- und Bildungssektor besitzt, 

detailliert regulieren könnte. Aus Sicht der 

Wirtschaft ist es zur Planung und Umsetzung 

von Regulierungsmaßnahmen wichtig, die 

von den EU-Verträgen vorgesehene Kompe-

tenzverteilung zwischen der Union und den 

Mitgliedstaaten zu wahren. Subsidiarität und 

Verhältnismäßigkeit führen dazu, dass es 

keinen grundsätzlichen Vorrang von Verord-

nungen gegenüber Richtlinien gibt, sondern 

die Regulierung des Themas auf EU-Ebene 

ebenso wie Wahl des rechtlichen Instru-

ments im Einzelfall begründet werden müs-

sen. 

Aus diesem Grund sind auch keine Regulie-

rungen angezeigt, mit denen die EU ergeb-

nisorientiert und punktuell in die in nationa-

ler Kompetenz liegenden Zivilrechtsordnun-

gen eingreift („discovery“, Strafschadener-

satz, Beweislastumkehr).  

Neue behördliche Strukturen und staatliche 

Eingriffe in das Zivilrecht lehnt die Wirt-

schaft strikt ab. Die Privatrechtsgesellschaft 

ist ebenso wie die Verfahrensautonomie der 

Mitgliedstaaten zu achten. 

Auf dem Weg zur Vollendung des EU-Bin-

nenmarktes ist neben der Harmonisierung 

das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung 

bei gleichzeitiger Achtung der nationalen 

bzw. der regionalen Identität wichtiges In-

strument.  

Den freien Wettbewerb besser schützen 

(EU) 

Zur Schaffung gleicher Wettbewerbsbedin-

gungen bedarf es einer gleichermaßen kon-

sequenten Umsetzung des Rechts sowohl auf 

der Ebene aller EU-Mitgliedstaten durch die 

nationalen Behörden und Gerichte als auch 

der unpolitischen Kontrolle durch die EU-

Kommission. Ein besserer, weil effizienter 

Gebrauch des Vertragsverletzungsverfahren 

durch die Kommission könnte hier eine wich-

tige Rolle spielen. Bei der Entscheidung über 

die Einleitung und des Durchlaufens des Ver-

tragsverletzungsverfahrens, welches im Er-

messen der Kommission steht, sollte sich 

diese ausschließlich als Hüterin der Verträge 

verstehen und sich an rechtlichen Erwägun-

gen orientieren. Es könnte so zu der für Un-

ternehmen wichtigen Rechtssicherheit und 

vor allem Einheitlichkeit des Binnenmarktes 

im Sinne eines „level playing fields“ in der ge-

samten EU beitragen. Rechtssicherheit und 

Rechtsstaatlichkeit im Binnenmarkt, darin 

enthalten die verlässliche Durchsetzung des 

Rechts, sind zentrale Standortfaktoren für 

grenzüberschreitende Investitionen inner-

halb der EU. 

Die Umsetzung von europäischem Recht 

rechtssicher und verhältnismäßig gestalten 

(DE+EU) 

Bei der Umsetzung europäischer Normen ist 

es wichtig, dass sie hinreichend rechtssicher 

und klar sind. In diesem Zusammenhang sind 

insbesondere die unklaren Kriterien des Digi-

tal Services Act (DSA) zu beanstanden, z. B. 

der Verweis auf „illegale“ Inhalte, die aber 

nach Mitgliedstaaten unterschiedlich sein 

können. Diese Unsicherheiten belasten Un-

ternehmen, zumal bei Rechtsirrtümern er-

hebliche Sanktionen drohen.  
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Bürokratieabbau und Harmonisierung tech-

nischer Standards für einen Dienstleis-

tungs- und Warenverkehr ohne Beschrän-

kungen vorantreiben (EU) 

Der wachsende Umfang an Anzeige-, Melde, 

Statistik-, Nachweis- und Informations-

pflichten kann den Warenverkehr stark ein-

schränken. Vorgaben für Dienstleistungser-

bringer, z. B. in Bezug auf Sprachkenntnisse, 

sollten wo möglich reduziert werden. Admi-

nistrative Anforderungen bei der Arbeitneh-

merentsendung sollten abgebaut und inner-

halb der Europäischen Union vereinheitlicht 

werden. Auch die A1-Bescheinigung, welche 

bei den Mitgliedstaaten unterschiedliche, 

vielfach überflüssige bürokratische Anforde-

rungen und Prozesse aufstellt, wird überaus 

häufig von den Unternehmen als Beispiel für 

unverhältnismäßige Bürokratie und großes 

Hemmnis genannt (vgl. Kapitel „Bürokratie-

abbau und Besseres Rechts“).  

Zur Förderung des freien Warenverkehrs soll-

ten (u. a. technische) Standards möglichst 

EU-weit harmonisiert und kostengünstig zu-

gänglich werden. Um den grenzüberschrei-

tenden Versandhandel nicht zu hemmen, 

müssen europäische Verpackungsvorschrif-

ten im B2C– Bereich durch die Mitgliedstaa-

ten einheitlich umgesetzt werden. Die Belas-

tung von Unternehmen durch immer neue 

nationale Registrierungsvorschriften und 

Pflichten zur Benennung von Bevollmächtig-

ten sollten minimiert werden. Informationen 

und Verwaltungsverfahren müssen zukünftig 

in allen Mitgliedstaaten online und neben 

der jeweiligen Landessprache zumindest 

auch in englischer Sprache zur Verfügung 

gestellt werden. 

Die digitale Verknüpfung von Verwaltungs-

verfahren vorantreiben (DE+EU) 

Der sog. „Einheitliche Ansprechpartner“ 

sollte europaweit möglichst gleich ausge-

staltet und beworben werden. Außerdem 

muss er rechtlich so ausgestattet sein, dass 

er alle unternehmensrelevanten Prozesse an-

stoßen und begleiten kann. Das „Single Digi-

tal Gateway“ ist ein Anfang. In der Zukunft 

sollten möglichst alle Verwaltungsverfahren, 

die beim grenzüberschreitenden Wirtschaf-

ten relevant sind, online durchgeführt wer-

den können. Voraussetzung hierfür ist eine 

verlässliche, datenschutzkonforme und den 

Persönlichkeitsschutz wahrende digitale 

Identität für natürliche Personen und für Un-

ternehmen.  

Hierzu sind konsequentes Denken in End-to-

End-Prozessen sowie Softwarearchitekturen 

entsprechend SaaS (Software as a Service) 

notwendig. Jeder Service muss konsequent 

auf Automatisierungspotenziale untersucht 

werden. Diese Vorgaben sollte der Gesetzge-

ber für die öffentlichen Verwaltung formu-

lieren. Neben digitalen Lösungen sollte für 

Unternehmen überdies möglichst auch zu-

sätzlich eine schriftliche, telefonische oder 

persönliche Verfahrensabwicklung zur Verfü-

gung stehen. 

Effektiver Investitionsschutz stärkt den 

Binnenmarkt und nutzt der Nachhaltigkeit 

(EU)  

De facto ist der Binnenmarkt aus Sicht der 

Wirtschaft erst vollendet, wenn Geschäfte 

mit Kunden in anderen EU-Mitgliedsstaaten 

so einfach sind, wie mit Kunden innerhalb 

des eigenen Mitgliedstaates. Immer noch 

sind einzelne Unternehmen durch Eingriffe 

u. a. in ihren Eigentumsrechten oder der Be-

rufsausübung betroffen – ohne hinreichen-

den nationalen Rechtsschutz. Dies betrifft 

besonders die Rechtssicherheit von 
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Investitionen in innovative, langfristige und 

mit hohen Risiken behaftete Projekte, etwa 

auch bei regenerativen Energien. 

2020 wurden auf Initiative der EU alle bila-

teralen Investitionsschutzabkommen zwi-

schen EU-Mitgliedstaaten (Intra-EU-BITS) 

beendet. Grenzüberschreitend investierende 

Unternehmen haben seitdem keine Möglich-

keiten mehr, Rechtsstreitigkeiten mit dem 

fremden Staat im Kontext der Investition vor 

einem unabhängigen Schiedsgericht auszu-

tragen, sondern werden zwingend an die 

staatlichen Justizsysteme verwiesen. Die EU 

versucht zudem, europäischen Unternehmen 

die Nutzung von völkerrechtlichen internati-

onalen Investitionsschutzverfahren, z. B. im 

Rahmen der Weltbank (ICSID) zu erschweren, 

z. B. indem sie darauf hinarbeitet, aus völker-

rechtlichen Investitionsschutzabkommen 

auszutreten sowie auch extraterritorial in In-

vestitionsschutzverfahren gegen europäische 

Unternehmen auftritt. 

In vielen Mitgliedstaaten, aber auch interna-

tional dauern Gerichtsverfahren lange und 

finden in politisierten Kontexten etwa im 

Energierecht statt.  

Zusätzlich attestiert die EU-Kommission so-

gar selbst in ihrem jährlichen Rechtsstaat-

lichkeitsbericht und insbesondere dem zuge-

hörigen Justice-Scoreboard diversen mit-

gliedstaatlichen Justizsystemen erhebliche 

Defizite. Der Verweis auf nationalen Rechts-

schutz bei dessen gleichzeitiger Einordnung 

als ungenügend wird von Unternehmen als 

Signal gegen die Investitionssicherheit am 

Rechtsstandort EU gewertet. Einerseits müs-

sen diese Defizite konsequent behoben wer-

den, begleitet durch eine Neubewertung des 

völkerrechtlichen Schutzes, der europäischen 

Besonderheiten vorgeht. Andererseits 

braucht es zusätzlich konkrete – und auch 

für KMU zugängliche – Nachfolgemechanis-

men im Bereich des Investitionsschutz. Viele 

Vorschläge, darunter ein multilaterales In-

vestitionsgericht, werden von Unternehmen 

aufmerksam begleitet, sind aber nur langfris-

tig realisierbar. Andere wie eine Investitions-

schutzverordnung könnten zeitnah Rechts-

schutz vermitteln. Soweit sich europarecht-

liche Fragestellungen ergeben, sollten auch 

für Schiedsgerichte Wege gefunden werden, 

den Europäischen Gerichtshof einzuschalten. 

Eine Investitionszurückhaltung würde dem-

gegenüber auch für den europäischen Green 

Deal wichtige Projekte gefährden.

 




